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An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 
 
 
 
V o r l a g e 

 

- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Erste Verordnung zur Änderung der Berufliche-Schulen-COVID-19-Verord-

nung 2020/2021 

 

 

Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu neh-

men, dass die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie die nachstehende 

Verordnung erlassen hat: 

  



Erste Verordnung zur Änderung der Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 
2020/2021 

 
Vom 25. März 2021 

 
 

Auf Grund von § 29 Absatz 6, § 30 Absatz 5, § 31 Absatz 4, § 32 Absatz 4, § 34 Ab-
satz 3 und § 60 Absatz 4 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das 
zuletzt durch Gesetz vom 4. März 2021 (GVBl. S. 256) geändert worden ist, verord-
net die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 2020/2021 vom 7. Januar 2021 
(GVBl. S. 6) wird wie folgt geändert: 
 
1. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt: 
 
„(1) Abweichend von § 50 Absatz 1 Satz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für die Fachoberschule, § 33 Absatz 1 Satz 3 der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule, § 33 Absatz 1 Satz 2 der Be-
rufsfachschulverordnung sowie § 31 Absatz 1 Satz 2 und 3 der Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heilerzie-
hungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege im Land Berlin 
gehören den im Schuljahr 2020/2021 zu bildenden Prüfungsausschüssen 
keine  Beauftragten der Schulaufsichtsbehörde an und hat die jeweilige Schul-
leiterin oder der jeweilige Schulleiter den Vorsitz des Prüfungsausschusses 
inne. Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann den Prüfungsvorsitz auf die 
Abteilungsleiterin oder den Abteilungsleiter übertragen.“ 

 
b) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die Absätze 2 und 3. 

 
2. In Teil 2 wird nach § 9 folgender § 9a eingefügt: 

 
„§ 9a 

Zurückstellung von der Prüfung  
 
Schülerinnen und Schüler oder Studierende, die im Schuljahr 2020/2021 eine Ab-
schlussprüfung abzulegen haben, werden auf Antrag von dieser Prüfung zurück-
gestellt. Satz 1 gilt entsprechend für Zusatzprüfungen zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife. Der Antrag ist von den Erziehungsberechtigten, bei volljährigen Schü-
lerinnen und Schülern oder Studierenden von diesen selbst, bis spätestens zwei 
Wochen vor Beginn der Prüfung oder Zusatzprüfung schriftlich bei der Schulleite-
rin oder dem Schulleiter zu stellen. Zurückstellungen nach den Sätzen 1 und 2 
werden nicht auf die Zurückstellungsmöglichkeiten gemäß § 54 Absatz 4 Satz 3 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, § 37 Absatz 4 
Satz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule, § 36 
Absatz 3 Satz 3 der Berufsfachschulverordnung, § 30 Absatz 6 Satz 1 und § 58 



Absatz 2 Satz 1 der Sozialpädagogikverordnung, § 40 Absatz 1 Satz 1 und § 80 
Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung an der staatli-
chen Fachschule für Heilerziehungspflege und der staatlichen Fachschule für Fa-
milienpflege im Land Berlin, § 30 Absatz 6 Satz 1 der Heilpädagogikverordnung, § 
14 Absatz 6 Satz 1 der Fachschulverordnung Technik, Agrarwirtschaft und Wirt-
schaft und § 28 Absatz 3 Satz 5 der Berufsschulverordnung angerechnet.“ 

 
3. In § 16 Absatz 2 wird die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für Berlin in Kraft. 
 



A. Begründung 
 

a) Allgemeines 
 

Die SARS-CoV-2-Pandemie wirkt sich weiterhin erheblich auf das tägliche Leben 
aus und erfordert Maßnahmen zur Eindämmung, die auch zu erheblichen Ein-
schränkungen für den Schulbetrieb führen. Der Senat hat daher zahlreiche Re-
gelungen zum Umgang mit der Pandemie für den Schulbereich getroffen, um die 
im Hinblick auf den Infektions- und Gesundheitsschutz erforderlichen Abweichun-
gen vom regulären Schulbetrieb zu ermöglichen. 
 
Die Sicherstellung der Abschlussprüfungen unter Beachtung des erforderlichen 
Infektions- und Gesundheitsschutzes hat dabei oberste Priorität. Um die Infekti-
onsrisiken zu minimieren, soll die Hinzuziehung von externen Prüfungsteilneh-
menden vermieden werden. Dementsprechend wird vorgesehen, dass den in 
diesem Schuljahr zu bildenden Prüfungsausschüssen keine Beauftragten der 
Schulaufsichtsbehörde angehören und die jeweilige Schulleiterin oder der jewei-
lige Schulleiter den Prüfungsvorsitz führt, wobei diese Aufgabe auch auf die zu-
ständige Abteilungsleiterin oder den zuständigen Abteilungsleiter übertragen 
werden kann. 
 
Die Schülerinnen und Schüler sowie Studierenden, die sich derzeit in den Ab-
schlussklassen der beruflichen Bildungsgänge befinden, sind im Hinblick auf den 
Erwerb der jeweiligen Abschlüsse von den pandemiebedingten Einschränkungen 
stark betroffen. Dies gilt gleichermaßen für Schülerinnen, Schüler und Studie-
rende, die im Schuljahr 2020/2021 die Zusatzprüfung zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife ablegen. Um den pandemiebedingten Auswirkungen im gebotenen 
Umfang Rechnung zu tragen, ist es erforderlich, den betroffenen Schülerinnen 
und Schülern und Studierenden eine zusätzliche Möglichkeit der Zurückstellung 
von der Prüfung zu gewähren. 

 
b) Einzelbegründung 

 
Artikel 1  

 
Zu Nummer 1 - § 7 
 
Der neue Absatz 1 legt fest, dass abweichend von den sonst geltenden Regelun-
gen keine Beauftragten der Schulaufsichtsbehörde den Prüfungsausschüssen 
angehören und die jeweilige Schulleiterin oder der jeweilige Schulleiter den Prü-
fungsvorsitz innehat. Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann die Aufgabe auf 
die Abteilungsleiterin oder den Abteilungsleiter übertragen. Indem der Prüfungs-
vorsitz in der eigenen Schule verbleibt und die Hinzuziehung von externen Prü-
fungsteilnehmenden vermieden wird, sollen Infektionsrisiken minimiert werden. 
An den beruflichen Schulen und Oberstufenzentren finden in den unterschiedli-
chen Bildungsgängen Abschlussprüfungen statt. Die Möglichkeit, dass der Prü-
fungsvorsitz auf die Abteilungsleiterin oder den Abteilungsleiter übertragen wer-
den kann, dient daher der Entlastung der Schulleitung. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter gehört jedoch auch im Falle der Übertragung des Prüfungsvorsitzes 
dem Prüfungsausschuss an.  Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die Absätze 
2 und 3. 



Zu Nummer 2 - § 9a  
 
Mit dem neuen § 9a erhalten Schülerinnen und Schüler sowie Studierende, die 
im Schuljahr 2020/2021 eine Abschlussprüfung abzulegen haben, einen zusätz-
lichen Anspruch auf Zurückstellung von der Prüfung. Dies gilt gleichermaßen für 
Schülerinnen, Schüler und Studierende, die in diesem Schuljahr eine Zusatzprü-
fung zum Erwerb der Fachhochschulreife abzulegen haben. Die gemeinsame 
Prüfung zum Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife oder des mittleren 
Schulabschlusses im Bildungsgang Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung 
ist keine Abschlussprüfung im vorgenannten Sinn. Für minderjährige Schülerin-
nen und Schüler sowie Studierende ist die Zurückstellung von der Prüfung durch 
deren Erziehungsberechtigte zu beantragen. Volljährige Schülerinnen und Schü-
ler sowie Studierende beantragen diese selbst. Der Antrag ist spätestens zwei 
Wochen vor Beginn der Prüfung bei der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu 
stellen. Es handelt sich um eine gebundene Entscheidung, das heißt, die Zurück-
stellung wird allein auf den fristgerechten Antrag hin gewährt. Diese zusätzliche 
Möglichkeit, sich von der Abschlussprüfung oder der Zusatzprüfung zurückstellen 
zu lassen, soll pandemiebedingte Nachteile von den Schülerinnen und Schülern 
sowie Studierenden abwenden und ihnen die Möglichkeit geben, einen bestmög-
lichen Abschluss trotz der Auswirkungen der Pandemie zu erreichen. Das Ver-
fahren nach erfolgter Zurückstellung richtet sich nach den Bestimmungen der je-
weiligen Bildungsgangverordnung. 

 
Zu Nummer 3 - § 16 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Änderung des § 7. 
 
Artikel 2 
 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung.  

 
B. Rechtsgrundlage: 

 
§ 29 Absatz 6, § 30 Absatz 5, § 31 Absatz 4, § 32 Absatz 4, § 34 Absatz 3 und § 60 
Absatz 4 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch 
Gesetz vom 4. März 2021 (GVBl. S. 256) geändert worden ist. 

 
C. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 

 
Die Rechtsverordnung zieht keine bezifferbaren Auswirkungen auf Privathaushalte 
nach sich; Wirtschaftsunternehmen sind nicht betroffen. 

 
D. Gesamtkosten: 

 
Die Rechtsverordnung hat keine Auswirkungen auf die Gesamtkosten. 

 
E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  

 
Keine 

 
  



 
F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung  

 
Keine 

 
 
 
Berlin, den 25. März 2021 
 
 
 
 
Sandra Scheeres 
Senatorin für Bildung, 
Jugend und Familie 



Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

 
 
I. Gegenüberstellung der Rechtsvorschriften 
 

Alt Neu 

  Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 2020/2021 

 

§ 7 

Ausschüsse, Videoübertragung und an-

dere digitale Formate in den Prüfungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(1) Für die im Schuljahr 2020/2021 zu bil-

denden Ausschüsse gilt im Fall der Fort-

dauer der Pandemie zum Zeitpunkt der 

Prüfung auch ein Ausschussmitglied als 

anwesend im Sinne von § 53 Satz 1 und 2 

der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

für die Fachoberschule, § 36 Satz 1 und 2 

der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

für die Berufsoberschule, § 35 Absatz 4 

 

§ 7 

Ausschüsse, Videoübertragung und an-

dere digitale Formate in den Prüfungen 

 

(1) Abweichend von § 50 Absatz 1 Satz 3 der 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 

Fachoberschule, § 33 Absatz 1 Satz 3 der 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 

Berufsoberschule, § 33 Absatz 1 Satz 2 der 

Berufsfachschulverordnung sowie § 31 Ab-

satz 1 Satz 2 und 3 der Verordnung über die 

Ausbildung und Prüfung an der staatlichen 

Fachschule für Heiler-ziehungspflege und der 

staatlichen Fachschule für Familienpflege im 

Land Berlin gehören den im Schuljahr 

2020/2021 zu bildenden Prüfungsausschüs-

sen keine Beauftragten der Schulaufsichtsbe-

hörde an und hat die jeweilige Schulleiterin o-

der der jeweilige Schulleiter den Vorsitz des 

Prüfungsausschusses inne. Die Schulleiterin 

oder der Schulleiter kann den Prüfungsvorsitz 

auf die Abteilungsleiterin oder den Abtei-

lungsleiter übertragen. 

 

Ursprünglicher Absatz  1 und 2 werden 

Absatz 2 und 3 



Satz 1 und 2 der Berufsfachschulverord-

nung, § 32 Absatz 5 Satz 1 und 2 der Sozi-

alpädagogikverordnung, § 31 Absatz 7 

Satz 1 und 2 der Verordnung über die Aus-

bildung 

und Prüfung an der staatlichen Fachschule 

für Heilerziehungspflege und der staatli-

chen Fachschule für Familienpflege im 

Land Berlin, § 32 Absatz 5 Satz 1 und 2 

der Heilpädagogikverordnung, § 16 Absatz 

5 Satz 1 und 2 der Fachschulverordnung 

Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft, § 

46 Absatz 3 Satz 2 und 3 der Verordnung 

über die Integrierte Berufsausbildungsvor-

bereitung und § 11 Absatz 3 Satz 1 der 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die 

Berufsfachschule für Altenpflege, das mit-

tels Video- oder Telefonkonferenz dem je-

weiligen Ausschuss zugeschaltet wird. Bei 

der Durchführung von Prüfungen sind nur 

Videokonferenzen 

zulässig. Über die Befreiung des Aus-

schussmitglieds von der Pflicht zur persön-

lichen Anwesenheit und der Zuschaltung 

mittels Video- und Telefonkonferenz ent-

scheidet die oder der Prüfungsvorsitzende 

nach Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde. 

 

(2) Prüflinge können im Schuljahr 

2020/2021 zur Prüfungsteilnahme mittels 

Videokonferenz zugelassen werden, wenn 

im Fall der Fortdauer der Pandemie zum 

Zeitpunkt der Prüfung sie oder eine mit 

ihnen in 

einem gemeinsamen Haushalt lebende 

Person einer Personengruppe angehören, 

die nach bisherigen Erkenntnissen des Ro-

bert-Koch-Instituts ein höheres Risiko für 

einen schweren Verlauf einer COVID-19-

Erkrankung hat oder sie wegen einer infek-

tionsschutzrechtlichen Anordnung des Ge-

sundheitsamtes nicht am Prüfungsort er-



scheinen dürfen und sie die Prüfungsteil-

nahme mittels Videokonferenz bei der oder 

dem Prüfungsvorsitzenden unverzüglich 

nach Bekanntwerden des Antragsgrundes 

und spätestens bis zu fünf Arbeitstage vor 

dem anberaumten Prüfungstermin bean-

tragt haben. Die Gründe für die beantragte 

Prüfungsteilnahme mittels Videokonferenz 

gemäß Satz 1 sind durch ein qualifiziertes 

ärztliches Attest im Sinne von § 3 Absatz 1 

Satz 3 nachzuweisen. 

 

 

 

§ 9a 

Zurückstellung von der Prüfung 

 

Schülerinnen und Schüler oder Studierende, 

die im Schuljahr 2020/2021 eine Abschluss-

prüfung abzulegen haben, werden auf Antrag 

von dieser Prüfung zurückgestellt. Satz 1 gilt 

entsprechend für Zusatzprüfungen zum Er-

werb der Fachhochschulreife. Der Antrag ist 

von den Erziehungsberechtigten, bei volljähri-

gen Schülerinnen und Schülern oder Studie-

renden von diesen selbst, bis spätestens 

zwei Wochen vor Beginn der Prüfung oder 

Zusatzprüfung schriftlich bei der Schulleiterin 

oder dem Schulleiter zu stellen. Zurückstel-

lungen nach den Sätzen 1 und 2 werden 

nicht auf die Zurückstellungsmöglichkeiten 

gemäß § 54 Absatz 4 Satz 3 der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für die Fach-

ober-schule, § 37 Absatz 4 Satz 3 der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für die Be-

rufsoberschule, § 36 Absatz 3 Satz 3 der Be-

rufsfachschulverordnung, § 30 Absatz 6 Satz 

1 und § 58 Absatz 2 Satz 1 der Sozialpäda-

gogikverordnung, § 40 Absatz 1 Satz 1 und § 

80 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über die 

Ausbildung und Prüfung an der staatlichen 

Fachschule für Heilerziehungspflege und der 

staatlichen Fachschule für Familienpflege im 

Land Berlin, § 30 Absatz 6 Satz 1 der Heilpä-

dagogikverordnung, § 14 Absatz 6 Satz 1 der 



 

  

Fachschulverordnung Technik, Agrarwirt-

schaft und Wirtschaft und § 28 Absatz 3 Satz 

5 der Berufsschulverordnung angerechnet. 

 

§ 16 

Kolloquium zur Facharbeit 

 

(1) Im Schuljahr 2020/2021 gelten Lehr-

kräfte bei der Durchführung von Kolloquien 

gemäß § 13 Absatz 4 und 5 der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für die 

Berufsoberschule als anwesend, wenn sie 

mittels Videokonferenz zugeschaltet wer-

den. Über die Befreiung der jeweiligen 

Lehrkraft von der Pflicht zur persönlichen 

Anwesenheit und der Zuschaltung mittels 

Videokonferenz entscheidet die jeweilige 

Schulleiterin oder der jeweilige Schulleiter 

nach Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde. 

 

(2) Für Schülerinnen und Schüler ist für die 

Teilnahme an Kolloquien mittels Videokon-

ferenz § 7 Absatz 2 entsprechend anzu-

wenden. 

 

 

§ 16 

Kolloquium zur Facharbeit 

 

(1) unverändert 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Für Schülerinnen und Schüler ist für die 

Teilnahme an Kolloquien mittels Videokonfe-

renz § 7 Absatz 3 entsprechend anzuwen-

den. 



II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 

Schulgesetz für das Land Berlin 

(Schulgesetz - SchulG) 

Vom 26. Januar 2004  

§ 29 

Berufsschule 

(1) Die Berufsschule vermittelt Schülerinnen und Schülern, die in einem Berufsausbil-
dungsverhältnis stehen, insbesondere die für den gewählten Beruf erforderlichen fach-
theoretischen Kenntnisse und erweitert die Allgemeinbildung in Anknüpfung an die be-
ruflich erworbenen Einsichten und Erfahrungen. Sie erfüllt mit den Ausbildungsstätten 
einen gemeinsamen Bildungsauftrag. Die Berufsschule und die Ausbildungsstätte sind 
dabei jeweils eigenständige Lernorte und gleichwertige Partner in der dualen Ausbil-
dung. Die Erfüllung des gemeinsamen Bildungsauftrags setzt eine enge Zusammen-
arbeit und Abstimmung der Partner in inhaltlichen und organisatorischen Fragen vo-
raus. Der Unterricht in der Berufsschule kann entsprechend der schulischen Vorbil-
dung oder der vorgesehenen Art und Dauer des Ausbildungsverhältnisses der Schü-
lerinnen und Schüler nach Inhalt und Anforderungen differenziert erteilt werden. Die 
Berufsschule ermöglicht zusätzlich den Erwerb schulischer Abschlüsse. 
 
(2) An der Berufsschule beträgt die Zahl der Unterrichtsstunden für Schülerinnen und 
Schüler, die in einem Berufsausbildungsverhältnis stehen, in der Regel zwölf, jedoch 
mindestens acht je Woche in Teilzeit- oder Vollzeitunterricht. In Teilzeitform wird der 
Unterricht in der Regel auf zwei Tage gleichmäßig verteilt. Abweichend davon kann 
das erste Ausbildungsjahr als kooperatives Berufsgrundbildungsjahr in Teilzeitform o-
der als schulisches Berufsgrundbildungsjahr in Vollzeitform organisiert werden. Block-
unterricht oder andere Formen der Verdichtung des Berufsschulunterrichts können zu-
gelassen werden. 
 
(3) Schülerinnen und Schüler, die nicht in einem Berufsausbildungsverhältnis stehen, 
sind berechtigt, im Anschluss an die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht den Bil-
dungsgang „Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung“ zu besuchen, der auf der 
Grundlage des individuellen Leistungsvermögens der Schülerinnen und Schüler durch 
Erweiterung der berufsfeldübergreifenden und berufsfeldbezogenen Kompetenzen so-
wie durch umfangreiche begleitete Praxislernphasen in Betrieben die Voraussetzung 
für die Aufnahme einer beruflichen Ausbildung oder Tätigkeit verbessern soll. Die Auf-
nahme setzt einen Schulabschluss nicht voraus. Der Bildungsgang kann in Koopera-
tion mit den außerschulischen Bildungsträgern durchgeführt werden. Er führt zu kei-
nem Berufsabschluss, kann jedoch den Erwerb von Qualifizierungsbausteinen vorse-
hen. Der Erwerb schulischer Abschlüsse ist möglich. Der Bildungsgang kann mit Voll-
zeit- oder Teilzeitunterricht durchgeführt werden, er dauert in beiden Fällen in der Re-
gel ein Schuljahr. Absatz 1 Satz 6 gilt entsprechend. 
 
(4) Für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die durch 
den Bildungsgang nach Absatz 3 nicht oder nicht hinreichend gefördert werden kön-
nen, kann der Bildungsgang um ein Schuljahr verlängert werden. Schülerinnen und 



Schüler, die ihre Schulpflicht an einer Schule mit dem sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ erfüllt haben, absolvieren den Bildungsgang stets 
in zweijähriger Form. 
 
(5) Schülerinnen und Schüler, die an einem öffentlich geförderten, auf eine berufliche 
Erstausbildung vorbereitenden Bildungsgang von in der Regel einjähriger Dauer teil-
nehmen und keinen studienqualifizierenden Schulabschluss (Fachhochschulreife, all-
gemeine oder fachgebundene Hochschulreife) erworben haben, erhalten Berufsschul-
unterricht; dieser Unterricht orientiert sich an den Zielen und Inhalten des Bildungs-
gangs. 
 
(6) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere 
über die Berufsschule durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 
1. den Inhalt, den Umfang und die Organisation der Ausbildungen, 
2. die Festlegung, die Verteilung und die Vermehrung der in Absatz 2 vorgesehenen 

Unterrichtsstunden, 
3. die Ausgestaltung des kooperativen und des schulischen Berufsgrundbildungsjah-

res, 
4. die Ausgestaltung der Bildungsgänge nach den Absätzen 3 bis 5, 
5. die Voraussetzungen für den Erwerb der Berufsbildungsreife, der erweiterten Be-

rufsbildungsreife sowie des mittleren Schulabschlusses; dabei können Abweichun-
gen von § 21 Absatz 2 vorgesehen werden, 

6. die Voraussetzungen zum Erwerb der Fachhochschulreife sowie der fachgebunde-
nen und allgemeinen Hochschulreife in doppelt qualifizierenden Bildungsgängen (§ 
33). 

 

§ 30 

Berufsfachschule 

(1) Die Berufsfachschule vermittelt Schülerinnen und Schülern, die nicht in einem Aus-
bildungsverhältnis stehen, in Bildungsgängen die für den gewählten Beruf erforderli-
chen praktischen Fertigkeiten und theoretischen Kenntnisse und erweitert ihre Allge-
meinbildung. Sie übernimmt als Vollzeitschule die Berufsausbildung der Jugendlichen 
für die ganze oder einen Teil der vorgeschriebenen oder üblichen Ausbildungszeit. Die 
Ausbildung an der Berufsfachschule schließt mit einer schulischen Prüfung ab, sofern 
die Berufsausbildung nicht mit einer Prüfung nach dem Berufsbildungsgesetz vom 23. 
März 2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 17. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2581) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung oder der 
Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 1998 
(BGBl. I S. 3074, 2006 I S. 2095), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 30. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 2143) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
abschließt. § 29 Absatz 3 gilt entsprechend. Die Berufsfachschule ermöglicht zusätz-
lich den Erwerb schulischer Abschlüsse. 
 
(2) Die Aufnahme in die Berufsfachschule setzt vorbehaltlich des Satzes 2 bei einem 
mindestens zweijährigen Bildungsgang mindestens die Berufsbildungsreife oder eine 
gleichwertige Schulbildung voraus. Erfordert ein Bildungsgang eine über die Berufsbil-
dungsreife oder eine jeweils gleichwertige Schulbildung hinausgehende Schulbildung, 
wird für die Aufnahme der mittlere Schulabschluss vorausgesetzt. Bei Bildungsgän-
gen, die besondere Fähigkeiten und Fertigkeiten voraussetzen, kann die Aufnahme 



zusätzlich vom Ergebnis einer entsprechenden Eignungsfeststellung abhängig ge-
macht werden. 
 
(3) Jede Bewerberin und jeder Bewerber wird zunächst auf Probe für die Dauer eines 
Schulhalbjahres aufgenommen. Schülerinnen und Schüler, die nach ihren Fähigkeiten 
und Leistungen für den jeweiligen Bildungsgang nicht geeignet sind, müssen diesen 
nach Ablauf der Probezeit verlassen. 
 
(4) In den Berufsfachschulen für Altenpflege wird den Schülerinnen und Schülern, die 
in einem Ausbildungsverhältnis nach dem Altenpflegegesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), geändert durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022), oder in einer berufsbegleitenden 
Ausbildung stehen, der für die Ausbildung zum Beruf der Altenpflegerin oder des Al-
tenpflegers erforderliche theoretische und praktische Unterricht erteilt. Die Aufnahme 
in die Berufsfachschule für Altenpflege setzt voraus, dass die Schülerin oder der Schü-
ler nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Berufs ungeeignet ist, sowie 
1. den mittleren Schulabschluss oder die erweiterte Berufsbildungsreife oder eine 

gleichwertige Schulbildung oder 
2. die Berufsbildungsreife oder eine gleichwertige Schulbildung, sofern eine erfolg-

reich abgeschlossene, mindestens zweijährige Berufsausbildung oder die Erlaub-
nis als Altenpflegehelferin oder Altenpflegehelfer oder Krankenpflegehelferin oder 
Krankenpflegehelfer nachgewiesen wird. 

Absatz 1 Satz 1 bis 3 und Absatz 2 finden keine Anwendung. Die Schulaufsichtsbe-
hörde bildet an jeder Berufsfachschule für Altenpflege einen Prüfungsausschuss. Ab-
weichend von § 60 Abs. 1 und 2 richtet sich die Durchführung der staatlichen Prüfung 
nach der Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vom 26. November 2002 
(BGBl. I S. 4418) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(5) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere 
über die Bildungsgänge der Berufsfachschule durch Rechtsverordnung zu regeln, ins-
besondere 
1. die Fachrichtungen, 
2. die Dauer und die Aufnahmevoraussetzungen einschließlich des Verfahrens der 

Eignungsfeststellung nach Absatz 2 Satz 3, 
3. die Probezeit und die besondere Organisation von Teilzeitformen, wobei in Voll-

zeitbildungsgängen der Berufsfachschule für Pflegehilfe eine kürzere als die in Ab-
satz 3 Satz 1 vorgegebene Probezeit vorgesehen werden kann, 

4. das Verlassen eines Bildungsgangs, 
5. die Abschlüsse und Berechtigungen sowie Qualifizierungsbausteine und Ausbil-

dungsbausteine, 
6. die Voraussetzungen für den Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife und des 

mittleren Schulabschlusses; dabei können Abweichungen von § 21 Absatz 2 vor-
gesehen werden, 

7. die Voraussetzungen zum Erwerb der Fachhochschulreife sowie der fachgebunde-
nen und allgemeinen Hochschulreife in doppelt qualifizierenden Bildungsgängen (§ 
33), 

8. die Gliederung sowie die besondere Organisation der Ausbildung nach Absatz 4 
einschließlich der Ausgestaltung der Zusammenarbeit mit den Trägern der prakti-
schen Ausbildung, 

9. die Erteilung der Zeugnisse nach § 3 der Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung.  



§ 31 

Fachoberschule 

 

(1) Die Fachoberschule vermittelt die für das Studium an einer Fachhochschule erfor-
derliche Bildung (Fachhochschulreife). Die Fachhochschulreife wird mit einer Ab-
schlussprüfung erworben. 
 
 
(2) Die Aufnahme in die Fachoberschule setzt voraus 
1. den mittleren Schulabschluss oder 
2. die erfolgreiche Beendigung einer einschlägigen Berufsausbildung oder eine hin-

reichend einschlägige Berufserfahrung, sofern die Berufsbildungsreife oder eine 
gleichwertige Schulbildung nachgewiesen wird. 

 
§ 30 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 
(3) Die Bildungsgänge der Fachoberschule dauern 
1. ein Jahr für Schülerinnen und Schüler, die den mittleren Schulabschluss besitzen 

und die erfolgreiche Beendigung einer einschlägigen Berufsausbildung oder eine 
hinreichend einschlägige Berufserfahrung nachweisen oder 

2. zwei Jahre für die nach Absatz 2 Satz 1 aufgenommenen Schülerinnen und 
Schüler. 

 
(3a) Schülerinnen und Schüler, die die Fachhochschulreife in einem Bildungsgang 
nach Absatz 3 Nummer 2 erworben haben, können bei Erfüllung der Leistungsanfor-
derungen in einem anschließenden dritten Jahr mit Ablegen einer Abschlussprüfung 
die fachgebundene oder allgemeine Hochschulreife erwerben. 

 
(4) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nä-
here über die Bildungsgänge der Fachoberschule durch Rechtsverordnung zu re-
geln, insbesondere 
1. die Fachrichtungen, 
2. die Dauer, die Aufnahmevoraussetzungen, das Höchstalter für die Aufnahme, 
3. die Probezeit, die eingegliederte praktische betriebliche Ausbildung, die beson-

dere Organisation von Teilzeitformen, 
4. das Verlassen eines Bildungsgangs, 
5. den Abschluss, 
6. die Voraussetzungen für den Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife und des 

mittleren Schulabschlusses; dabei können Abweichungen von § 21 Absatz 2 vor-
gesehen werden, 

7. die Leistungsanforderungen und die Voraussetzungen für den Erwerb der fachge-
bundenen und allgemeinen Hochschulreife nach Absatz 3a und in doppelt qualifi-
zierenden Bildungsgängen nach § 33. 

 
  



§ 32 

Berufsoberschule 

 
(1) Die Berufsoberschule vermittelt in einem zweijährigen Vollzeitbildungsgang eine 
allgemeine und fachtheoretische Bildung. Sie führt zur fachgebundenen Hochschul-
reife und beim Nachweis der notwendigen Kenntnisse in einer zweiten Fremdsprache 
zur allgemeinen Hochschulreife. Die Berufsoberschule kann auch in Teilzeitform mit 
entsprechend längerer Dauer geführt werden. 
 
(2) Die Aufnahme in die Berufsoberschule setzt voraus 
1. den mittleren Schulabschluss und die Eignung für den Besuch des jeweiligen Bil-

dungsgangs und 
2. eine mindestens zweijährige erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung 

a) nach dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder dem See-
mannsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9513-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4a des 
Gesetzes vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3002), in der jeweils geltenden 
Fassung oder 

b) nach dem jeweiligen Recht des Bundes oder Landes oder 
3. eine mindestens fünfjährige einschlägige Berufstätigkeit. 
 
§ 30 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 
(3) Schülerinnen und Schüler, die statt des mittleren Schulabschlusses die Fach-
hochschulreife besitzen und die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 er-
füllen, können unmittelbar in die Abschlussklasse oder in den entsprechenden Ab-
schnitt der einschlägigen Fachrichtung der Teilzeitform der Berufsoberschule eintre-
ten. 

 
(4) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nä-
here über die Bildungsgänge der Berufsoberschule durch Rechtsverordnung zu re-
geln, insbesondere 
1. die Fachrichtungen und Schwerpunkte, 
2. die Aufnahmevoraussetzungen und die Probezeit, 
3. die Dauer bei Teilzeitform, 
4. das Verlassen eines Bildungsgangs, 
5. die Abschlüsse. 
 

§ 34 

Fachschule 

 

(1) Die Fachschule dient der beruflichen Aus- und Weiterbildung und vertieft die allge-
meine Bildung. Der Studiengang umfasst bei Vollzeitunterricht mindestens zwei Se-
mester, bei Teilzeitunterricht mindestens vier Semester. Der Studiengang schließt mit 
einer Prüfung ab und kann zu weiteren schulischen Abschlüssen und Berechtigungen 
führen. 
 



(2) Der Besuch einer Fachschule setzt in der Regel den Abschluss einer einschlägigen 
Berufsausbildung und eine entsprechende Berufstätigkeit voraus. Soweit ein Studien-
gang es erfordert, kann eine andere geeignete schulische oder berufliche Vorbildung 
oder eine mindestens dreijährige Berufstätigkeit verlangt werden. Die Zulassung zum 
Studium kann von einer Aufnahmeprüfung abhängig gemacht werden. § 30 Abs. 3 gilt 
entsprechend. Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Weiterbildungsveranstaltun-
gen sowie für Gasthörerinnen und Gasthörer können Gebühren erhoben werden. 
 
(3) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere 
über die Studiengänge der Fachschule durch Rechtsverordnung zu regeln, insbeson-
dere 
6. die Dauer und die Aufnahmevoraussetzungen, 
7. die Probezeit und die besondere Organisation von Teilzeitformen, 
8. das Verlassen eines Studiengangs, 
9. die Abschlüsse, 
10. die Voraussetzungen für den Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife und des 

mittleren Schulabschlusses; dabei können Abweichungen von § 21 Absatz 2 vor-
gesehen werden, 

11. die Voraussetzungen zum Erwerb der Fachhochschulreife sowie der fachgebunde-
nen und allgemeinen Hochschulreife in doppelt qualifizierenden Bildungsgängen (§ 
33). 

 

§ 60 

Abschlussprüfungen und Abschlussverfahren, 

Prüfungen für Nichtschülerinnen und Nichtschüler 

 

(1) Der erfolgreiche Abschluss eines Bildungsgangs wird durch eine Prüfung oder ein 
Abschlussverfahren festgestellt, wenn dies durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses 
Gesetzes vorgesehen ist. Grundlage für die Anforderungen an eine Prüfung und an 
ein Abschlussverfahren sind die Rahmenlehrpläne für Unterricht und Erziehung. 
 
(2) Für die Prüfungen werden von der Schulaufsichtsbehörde oder in deren Auftrag 
Ausschüsse gebildet. Mitglieder sind in der Regel die Schulleiterin oder der Schulleiter 
sowie an der Schule unterrichtende Lehrkräfte. Eine nicht bestandene Abschlussprü-
fung kann einmal wiederholt werden. In begründeten Ausnahmefällen kann die Schul-
aufsichtsbehörde eine zweite Wiederholung zulassen. 
 
(3) Personen, die die allgemeine Schulpflicht erfüllt haben und keine öffentliche Schule 
besuchen, können in einer besonderen Prüfung die Abschlüsse der allgemein bilden-
den Schulen nachträglich erwerben (Prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler). 
Die Abschlüsse der beruflichen Schulen können unter den Voraussetzungen des Sat-
zes 1 nachträglich erworben werden, wenn für sie Prüfungen für Nichtschülerinnen 
und Nichtschüler durch Rechtsverordnung vorgesehen werden. 
 
(4) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere 
über Abschlussprüfungen und Abschlussverfahren sowie über Prüfungen für Nicht-
schülerinnen und Nichtschüler durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 



1. die Zulassungsvoraussetzungen sowie die Einbeziehung von im Unterricht und von 
außerhalb des Bildungsgangs erbrachten Leistungen, 

2. die Berufung, Zusammensetzung und Aufgaben der Prüfungsausschüsse, 
3. den Zweck der Prüfung, die Prüfungsgebiete und Art und Umfang der Prüfungsan-

forderungen, 
4. die Bewertungsmaßstäbe und Voraussetzungen für das Bestehen der Prüfung, 
5. die Bewertung des Prüfungsergebnisses einschließlich der Anerkennung von schu-

lischen oder im Beruf erbrachten Leistungen von Nichtschülerinnen und Nichtschü-
lern, Erteilung von Prüfungszeugnissen und der damit verbundenen Berechtigun-
gen, 

6. das Prüfungsverfahren einschließlich des Ausschlusses, der Befreiung oder des 
Absehens von der mündlichen Prüfung, 

7. den Rücktritt und die Unterbrechung oder vorzeitige Beendigung der Prüfung bei 
Versäumnissen, Störungen, Täuschungen oder Leistungsausfällen, 

8. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung und das Verfahren bei der Wiederho-
lung von Prüfungen oder Prüfungsteilen, 

9. die Zulassung von Nichtschülerinnen und Nichtschülern zur Prüfung, die Anforde-
rungen an die Schulbildung und, soweit es für den Erwerb der gleichwertigen Schul-
bildung erforderlich ist, die Anforderungen an die Berufsausbildung oder an den 
Inhalt einer Berufstätigkeit, 

10. die Einrichtung von Prüfungen für Nichtschülerinnen und Nichtschüler zum nach-
träglichen Erwerb von beruflichen Abschlüssen. 

Für Nichtschülerinnen und Nichtschüler kann für die Zulassung zur Prüfung auch ein 
Mindestalter vorgeschrieben werden. 
 

 

Berufsschulverordnung für das Land Berlin 

(Berufsschulverordnung - BSV) 

Vom 13. Februar 2007 

 

§ 28 

Prüfungsbestimmungen 

 

(1) Die Prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife findet am Ende des Bildungsgan-
ges statt. Für die Zusatzprüfung gelten die Prüfungsbestimmungen der Fachober-
schule nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen. 
 
(2) Die schriftliche Prüfung findet in vier Fächern statt. Fächer der schriftlichen Prüfung 
sind 
1.Deutsch/Kommunikation, 
2.Fremdsprache, 
3. Mathematik und    
4. das fachrichtungsbezogene Prüfungsfach ( § 27 Abs. 3 Satz 3 ). 
 
Fächer der mündlichen Prüfung sind die Fächer Deutsch/Kommunikation, Fremdspra-
che, Mathematik, das fachrichtungsbezogene Prüfungsfach, das Fach Naturwissen-
schaften sowie das Fach Wirtschafts- und Sozialkunde. 



 
(3) Rechtzeitig vor Beginn der Prüfung ist der Halbjahresnotendurchschnitt der Prü-
fungsfächer zu ermitteln und gemäß Anlage 3.3 in Punkte umzuwandeln (Halbjahres-
punktedurchschnitt). Der Halbjahresnotendurchschnitt ist das auf eine Stelle nach dem 
Komma ohne Rundung errechnete arithmetische Mittel aus allen Halbjahresnoten des 
jeweiligen Faches. Im Falle der Wiederholung sind nur die Halbjahresnoten aus dem 
Wiederholungszeitraum zu berücksichtigen. Zur Prüfung wird zugelassen, wer in 
höchstens zwei Prüfungsfächern jeweils nur 1 bis 4 Punkte und in den übrigen Prü-
fungsfächern jeweils mindestens 5 Punkte erzielt hat. In begründeten Einzelfällen, ins-
besondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen im letzten Schuljahr, die die Schü-
lerin oder der Schüler nicht zu vertreten hat, kann die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung bis zum nächsten Prüfungs-
termin gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begründung. 
 
(4) Für die schriftliche Prüfung in den Fächern Deutsch/Kommunikation, Fremdspra-
che und Mathematik gelten die von der Schulaufsichtsbehörde zentral festgelegten 
Prüfungsaufgaben der Fachoberschule. 
 
(5) Die Bewertung der Prüfungsleistungen, die Ermittlung der abschließend erreichten 
Punkte sowie die Bildung der Durchschnittsnote erfolgen gemäß Anlage 3.3 . 
 
(6) Die Prüfung besteht, wer in jedem Prüfungsfach mindestens 5 Punkte erzielt. Eine 
Minderleistung (1 bis 4 Punkte) in höchstens einem Prüfungsfach ist durch eine mit 
mindestens 10 Punkten bewertete Leistung oder zwei mit mindestens 7 Punkten be-
wertete Leistungen in anderen Prüfungsfächern ausgeglichen, wobei ein Leistungs-
ausgleich in einem Fach der schriftlichen Prüfung nur durch Leistungen in einem an-
deren schriftlichen Prüfungsfach erfolgen kann. 
 
(7) Die Fachhochschulreife erwirbt, wer die Berufsabschlussprüfung vor der zuständi-
gen Stelle ( § 71 des Berufsbildungsgesetzes ) bestanden, das Abschlusszeugnis der 
Berufsschule ( § 22 ) erworben und an der Zusatzprüfung mit Erfolg teilgenommen hat. 
 
(8) Im Zeugnis über den Erwerb der Fachhochschulreife werden die abschließend er-
reichten Punkte und Noten der Prüfungsfächer sowie die Durchschnittsnote ausgewie-
sen. Auf dem Zeugnis ist zu vermerken, dass das Zeugnis in Verbindung mit dem Ab-
schlusszeugnis der Berufsschule gilt. § 21 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(9) Im Übrigen finden für die Zusatzprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife § 44 
und die §§ 47 bis 53 , § 54 Abs. 1 , §§ 55 bis 60 , § 61 Abs. 1 , § 62 Abs. 1, 5 und 6 , 
§ 63 Abs. 2 sowie die §§ 64 bis 66 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Fachoberschule (APO-FOS) vom 17. Januar 2006 (GVBl. S. 49) in der jeweils gelten-
den Fassung entsprechende Anwendung. 
 
  



 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung  

für die Berufsfachschulen des Landes Berlin  

(Berufsfachschulverordnung - APO-BFS)  

Vom 14. Juli 2009  

 

§ 33 

Prüfungsausschuss 

 

(1) Für die Durchführung der Prüfung wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Der Prü-
fungsausschuss besteht aus einer oder einem Beauftragten der Schulaufsichtsbe-
hörde als Vorsitzende oder Vorsitzenden, der Schulleiterin oder dem Schulleiter, der 
zuständigen Abteilungsleiterin oder dem zuständigen Abteilungsleiter sowie den 
Lehrkräften, die die Prüflinge zuletzt in den Prüfungsfächern unterrichtet haben. In 
Zweifelsfällen bestimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter, welche Lehrkraft dem 
Prüfungsausschuss angehört. 
 
(2) Die Schulaufsichtsbehörde kann auf Vorschlag der Schulleiterin oder des Schul-
leiters bis zu insgesamt vier Vertreterinnen oder Vertreter der Wirtschaft, der Ge-
werkschaften und der Berufsverbände zu Mitgliedern des Prüfungsausschusses mit 
beratender Stimme bestellen; sie sind von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende beauftragt ein Mitglied des Prüfungsausschusses mit 
der Schriftführung. 
 

§ 36 

Zulassung, Rücktritt von der Prüfung 

 

(1) Zur Abschlussprüfung wird zugelassen, wer 
 
1. in jeder Jahrgangsstufe in jedem Fach, Lernfeld oder Projekt an mindestens 70 

Prozent des erteilten Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 
2. im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als insgesamt 

zwei Fächern, Lernfeldern oder Projekten jeweils höchstens einmal keine Halb-
jahresnote erhalten hat, 

3. alle durchgeführten Praktika erfolgreich abgeschlossen hat und 
4. nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die Abschlussprüfung zu 

bestehen. 
 

Das Fach Sport/Gesundheitsförderung ist von den Zulassungsbedingungen nach 
Satz 1 Nummer 1 und 2 ausgenommen, wenn die oder der Betroffene von der Teil-
nahme an diesem Fach freigestellt war. Abweichend von Satz 1 Nummer 2 muss für 
Fächer, die im Verlauf des Bildungsganges in nur einem Schulhalbjahr unterrichtet 
werden, für die Zulassung eine Halbjahresnote nachgewiesen werden. Die Zulas-



sungsentscheidung trifft die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Mündli-
che Prüfungen gemäß § 42 Absatz 4 Satz 2 sind in die Ermittlung der Anzahl der 
mündlichen Prüfungen nach Satz 1 Nummer 4 einzubeziehen. 
 
(2) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Voraussetzung des Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 nicht, so entscheidet abweichend von Absatz 1 Satz 4 der Prüfungsaus-
schuss darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft 
und der in der gesamten Ausbildung erbrachten Leistungsnachweise erwartet wer-
den kann, dass die oder der Betroffene trotz der Unterrichtsversäumnisse die Prü-
fung erfolgreich abschließen wird und deshalb zur Prüfung zugelassen werden kann. 
Die Entscheidungsgründe sind zu protokollieren. 
 
(3) Wird die Schülerin oder der Schüler nicht zugelassen, gilt die Prüfung als nicht 
bestanden. Die Nichtzulassung und das Nichtbestehen sind den Betroffenen und de-
ren Erziehungsberechtigten schriftlich bekannt zu geben. In begründeten Einzelfäl-
len, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen im letzten Schuljahr, die 
die Schülerin oder der Schüler nicht zu vertreten hat, kann die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung von der Prüfung 
gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begründung. In Fällen der Nichtzu-
lassung und der Zurückstellung ist die letzte Jahrgangsstufe zu wiederholen. Alle 
Leistungen sind erneut zu erbringen. 
 
 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule 

(APO - FOS) 

Vom 17. Januar 2006 

 

§ 50 

Prüfungsausschuss 

 

(1) Für die Durchführung der Prüfung wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Die Mit-
glieder müssen in der Regel die Laufbahnbefähigung als Studienrat haben. Der Prü-
fungsausschuss besteht aus einer oder einem Beauftragten der Schulaufsichtsbe-
hörde als Vorsitzender oder Vorsitzenden, der Schulleiterin oder dem Schulleiter, der 
zuständigen Abteilungsleiterin oder dem zuständigen Abteilungsleiter sowie den 
Lehrkräften, die die Prüflinge zuletzt in den Prüfungsfächern unterrichtet haben. In 
Zweifelsfällen bestimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter, welche Lehrkraft dem 
Prüfungsausschuss angehört. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende beauftragt ein Mitglied des Prüfungsausschusses mit 
der Schriftführung. 
  



§ 54 

Zulassung zur Prüfung 

 

(1) Spätestens zwei Wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfung entscheidet die o-
der der Vorsitzende des Prüfungsausschusses über die Zulassung zur Abschlussprü-
fung. Die Entscheidung ist den Schülerinnen und Schülern schriftlich mitzuteilen. 
 
(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer 
 
1. in jeder Jahrgangsstufe in jedem Fach an mindestens 70 Prozent des erteilten 

Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 
2. im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als zwei Fächern 

jeweils höchstens einmal keine Halbjahresnote erhalten hat, 
3. alle Praktika erfolgreich abgeschlossen hat und 
4. nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die Abschlussprüfung zu 

bestehen, 
 

wobei das Fach Sport/Gesundheitsförderung von den Bedingungen nach Nummer 1 
und 2 ausgenommen ist, wenn die oder der Betroffene von der Teilnahme an diesem 
Fach freigestellt war. Abweichend von Satz 1 Nummer 2 muss für Fächer, die im Ver-
lauf des Bildungsganges in nur einem Schulhalbjahr unterrichtet werden, für die Zu-
lassung eine Halbjahresnote nachgewiesen werden. Mündliche Prüfungen gemäß § 
58 Absatz 4 Satz 2 sind in die Ermittlung der Anzahl der mündlichen Prüfungen nach 
Satz 1 Nummer 4 einzubeziehen. 
 
(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Voraussetzung des Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 nicht, so entscheidet abweichend von Absatz 1 Satz 1 der Prüfungsaus-
schuss darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft 
und der in der gesamten Ausbildung erbrachten Leistungsnachweise erwartet wer-
den kann, dass die oder der Betroffene trotz der Unterrichtsversäumnisse die Prü-
fung erfolgreich abschließen wird und deshalb zur Prüfung zugelassen werden kann. 
Die Entscheidungsgründe sind zu protokollieren. 
 
(4) Wird die Schülerin oder der Schüler nicht zugelassen, gilt die Abschlussprüfung 
als nicht bestanden. Die Nichtzulassung und das Nichtbestehen sind den Betroffenen 
und deren Erziehungsberechtigten schriftlich bekannt zu geben. In begründeten Ein-
zelfällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen in der letzten Jahr-
gangsstufe, die die Schülerin oder der Schüler nicht zu vertreten hat, kann die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung 
von der Prüfung gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begründung. In 
Fällen der Nichtzulassung und der Zurückstellung ist die letzte Jahrgangsstufe zu 
wiederholen. Alle Leistungen sind erneut zu erbringen. 
  



 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule 

(APO - BOS) 

Vom 6. März 2005 

 

§ 33 

Prüfungsausschuss 

 

(1) Für die Durchführung der Prüfung wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Die Mit-
glieder müssen die Laufbahnbefähigung als Studienrat haben. Der Prüfungsaus-
schuss besteht aus einer oder einem Beauftragten der Schulaufsichtsbehörde als 
Vorsitzender oder Vorsitzenden, der Schulleiterin oder dem Schulleiter, der zuständi-
gen Abteilungsleiterin oder dem zuständigen Abteilungsleiter sowie den Lehrkräften, 
die die Prüflinge zuletzt in den Prüfungsfächern unterrichtet haben. In Zweifelsfällen 
bestimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter, welche Lehrkraft dem Prüfungsaus-
schuss angehört. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende beauftragt ein Mitglied des Prüfungsausschusses mit 
der Schriftführung. 
 

§ 37 

Zulassung zur Prüfung 

 

(1) Spätestens zwei Wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfung entscheidet die o-
der der Vorsitzende des Prüfungsausschusses über die Zulassung zur Abschlussprü-
fung. Die Entscheidung ist den Schülerinnen und Schülern schriftlich mitzuteilen. 
 
(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer 
 
1. in jeder Jahrgangsstufe in jedem Fach an mindestens 70 Prozent des erteilten 

Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 
2. in der Facharbeit (§ 13) mindestens 5 Punkte erzielt hat, 
3. im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als zwei Fächern 

jeweils höchstens einmal keine Halbjahresnote erhalten hat und 
4. nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die Abschlussprüfung zu 

bestehen,   
 
wobei das Fach Sport/Gesundheitsförderung von den Bedingungen nach Nummer 1 
und 3 ausgenommen ist, wenn die oder der Betroffene von der Teilnahme an diesem 
Fach freigestellt war. Abweichend von Satz 1 Nummer 3 muss für Fächer, die im Ver-
lauf des Bildungsganges in nur einem Schulhalbjahr unterrichtet werden, für die Zu-
lassung eine Halbjahresnote nachgewiesen werden. Mündliche Prüfungen gemäß § 
41 Absatz 4 Satz 2 sind in die Ermittlung der Anzahl der mündlichen Prüfungen nach 
Satz 1 Nummer 4 einzubeziehen. 
 
(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ge-
forderte Voraussetzung nicht, so entscheidet abweichend von Absatz 1 Satz 1 der 
Prüfungsausschuss darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbe-



reitschaft und der in der gesamten Ausbildung erbrachten Leistungsnachweise er-
wartet werden kann, dass die oder der Betroffene trotz der Unterrichtsversäumnisse 
die Prüfung erfolgreich abschließen wird und deshalb zur Prüfung zugelassen wer-
den kann. Die Entscheidungsgründe sind zu protokollieren. 
 
(4) Wird die Schülerin oder der Schüler nicht zugelassen, gilt die Prüfung als nicht 
bestanden. Die Nichtzulassung und das Nichtbestehen sind den Betroffenen und de-
ren Erziehungsberechtigten schriftlich bekannt zu geben. In begründeten Einzelfäl-
len, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen im letzten Schuljahr, die 
die Schülerin oder der Schüler nicht zu vertreten hat, kann die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung von der Prüfung 
gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begründung. In Fällen der Nichtzu-
lassung und der Zurückstellung ist die letzte Jahrgangsstufe zu wiederholen. Alle 
Leistungen sind erneut zu erbringen. 
 

Verordnung über die Studiengänge und Prüfungen 

an den staatlichen Fachschulen für Sozialpädagogik 

im Land Berlin 

(Sozialpädagogikverordnung - SozpädVO) 

Vom 13. Juni 2016 

 

 

§ 30 

Zeitpunkt der Abschlussprüfung und Zulassung 

 

(1) Die Abschlussprüfung wird am Ende des letzten Semesters durchgeführt. Die 
Fachschule gibt den Studierenden spätestens zehn Wochen vor dem Beginn der ers-
ten Prüfung die Termine der einzelnen Prüfungen bekannt. 
 
(2) Die Entscheidung über die Zulassung trifft die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses spätestens fünf Unterrichtstage vor Beginn der Abschlussprüfung. Zur 
Abschlussprüfung wird zugelassen, wer 
 
1. in jedem Semester in jedem Lernfeld an mindestens 70 Prozent des erteilten 

Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 
2. im Vollzeitstudium alle Praxisphasen der fachpraktischen Ausbildung erfolgreich 

abgeschlossen hat, 
3. in der Facharbeit mindestens die Note „ausreichend“ erzielt hat, 
4. im Verlauf des Studiums nicht mehr als zweimal die Semesternote „mangelhaft“ 

bei ansonsten mindestens „ausreichend“ lautenden Semesternoten erhalten hat, 
5. den Wahlpflichtunterricht oder den Profilunterricht in höchstens einem Semester 

nicht erfolgreich abgeschlossen hat, 
6.  im Verlauf des Studiums bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als insgesamt zwei 

Lernfeldern jeweils höchstens einmal keine Semesternote und im Wahlpflichtun-
terricht oder im Profilunterricht höchstens einmal keine Bewertung erhalten hat 
und 

7. nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die Abschlussprüfung be-
stehen zu können 

 



(3) Für die Zulassung zur Abschlussprüfung im Teilzeitstudium ist darüber hinaus der 
Nachweis der fachpraktischen Tätigkeiten durch die Beurteilung der Beschäftigungs-
stelle gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 zu erbringen. Kann die Beurteilung aus Gründen, 
die von der oder dem Studierenden nicht zu vertreten sind, nicht rechtzeitig vorgelegt 
werden, erfolgt die Zulassung zur Abschlussprüfung unter dem Vorbehalt des Wider-
rufs. Die Zulassung zur Abschlussprüfung ist zu widerrufen, wenn 
 
1. die Beurteilung nicht spätestens am letzten Unterrichtstag vor der Durchführung 

der Schlusskonferenz ( § 48 Absatz 1) nachgereicht oder 
2. durch die nachgereichte Beurteilung der Nachweis über die geforderten fachprak-

tischen Tätigkeiten nicht erbracht 
 
wurde. In begründeten Einzelfällen kann die Schulaufsichtsbehörde andere geeig-
nete Nachweise für die geleisteten fachpraktischen Tätigkeiten anerkennen. Mit dem 
Widerruf gilt die oder der Betroffene als nicht zur Abschlussprüfung zugelassen; alle 
erzielten Prüfungsergebnisse sind nichtig. 
 
(4) Erfüllt die oder der Studierende nur die Voraussetzung des Absatzes 2 Satz 2 
Nummer 1 nicht, so entscheidet abweichend von Absatz 2 Satz 1 der Prüfungsaus-
schuss darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft 
und der im Studium erbrachten Leistungsnachweise erwartet werden kann, dass die 
oder der Studierende trotz der Unterrichtsversäumnisse die Prüfung erfolgreich ab-
schließen wird und deshalb zur Prüfung zugelassen werden kann. Die Entschei-
dungsgründe sind zu protokollieren. 
 
(5) Wird die oder der Studierende nicht zur Abschlussprüfung zugelassen, gilt die Ab-
schlussprüfung als nicht bestanden. Die Nichtzulassung und das Nichtbestehen sind 
den Betroffenen schriftlich bekannt zu geben. § 49 Absatz 1 und 3 gilt entsprechend. 
 
(6) In begründeten Einzelfällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen 
im letzten Semester, die die oder der Studierende nicht zu vertreten hat, kann die o-
der der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung 
von der Abschlussprüfung gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begrün-
dung. Wer von der Abschlussprüfung zurückgestellt wurde, hat das letzte Semester 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu wiederholen. § 11 Absatz 5 gilt entsprechend; § 
12 bleibt unberührt. Im Wiederholungssemester sind alle Leistungen neu zu erbrin-
gen. 
 
 

§ 58 

Teilnahme und Zurückstellung 

 

(1) Für die Teilnahmepflicht an der Zusatzprüfung gilt § 35 Absatz 1 und 2 entspre-
chend. 
 
(2) In Ausnahmefällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen wegen 
Krankheit in den beiden letzten Halbjahren des Zusatzunterrichts, kann die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag der oder des Studierenden einmal 
eine Zurückstellung bis zur nächsten Zusatzprüfung gestatten. Der Antrag bedarf der 



Schriftform und ist bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der Zusatzprüfung bei der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter einzureichen. 
 
(3) Wer von der Zusatzprüfung zurückgestellt wird, hat die letzten beiden Halbjahre 
des Zusatzunterrichts zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu wiederholen. 
 

 

Verordnung über die Ausbildung und Prüfung an  

der staatlichen Fachschule für Heilerziehungspflege und  

der staatlichen Fachschule für Familienpflege im Land Berlin  

(APVO Heilerziehungs- und Familienpflege)  

Vom 14. Oktober 2008  

 

§ 31 

Ausschüsse 

 

(1) Für die Durchführung der Fachschulprüfung ist ein Prüfungsausschuss zu bilden. 
Ihm gehören an: 
 
1. eine Vorsitzende oder ein Vorsitzender, 
2. die Schulleiterin oder der Schulleiter, 
3. diejenigen Lehrkräfte, die zuletzt in den zu prüfenden Unterrichtsfächern und 

Lernfeldern unterrichtet haben, 
4. diejenigen Lehrkräfte, die eine Facharbeit vergeben und betreut haben, sowie 
5. diejenigen Lehrkräfte, die den praxisbegleitenden Unterricht durchgeführt haben. 
 
Die oder der Vorsitzende wird von der Schulaufsichtsbehörde benannt. Im Übrigen 
entscheidet, soweit erforderlich, die Schulleiterin oder der Schulleiter, welche Lehr-
kräfte dem Prüfungsausschuss angehören. Die oder der Vorsitzende beauftragt ein 
Mitglied des Prüfungsausschusses mit der Protokollführung. 
 
(2) Für die Durchführung der mündlichen Prüfungen sowie an der Fachschule für 
Heilerziehungspflege auch der Wahlpflichtprüfung in mündlicher Form sind für jedes 
Prüfungsfach und -lernfeld Fachausschüsse zu bilden. Einem solchen Fachaus-
schuss gehören an: 
 
1. eine Vorsitzende oder ein Vorsitzender, 
2. als Fachprüferin oder Fachprüfer diejenige Lehrkraft, die die Prüflinge zuletzt in 

dem betreffenden Unterrichtsfach oder Lernfeld unterrichtet hat, sowie 
3. eine weitere sachkundige Lehrkraft als Protokollführerin oder Protokollführer. 
 
(3) Darüber hinaus sind Fachausschüsse für die Durchführung des Kolloquiums zu 
bilden. Einem solchen Fachausschuss gehören an: 
 
1. eine Vorsitzende oder ein Vorsitzender, 
2. als Prüferin oder Prüfer diejenige Lehrkraft, die die Facharbeit vergeben und be-

treut hat sowie    
3. eine weitere sachkundige Lehrkraft als Protokollführerin oder Protokollführer. 
  



 
(4) Die Mitglieder der Fachausschüsse sind in der Regel aus dem Kreis der Mitglie-
der des Prüfungsausschusses auf Vorschlag der Schulleiterin oder des Schulleiters 
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu berufen. 
Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ist berechtigt, den Vorsitz in 
Fachausschüssen selbst zu übernehmen. Die für die jeweilige Fachrichtung zustän-
dige Senatsverwaltung kann eine Beauftragte oder einen Beauftragten mit beraten-
der Stimme in die Fachausschüsse für die Prüfungen und für das Kolloquium entsen-
den. 
 
(5) Bestehen Zweifel, ob ein Ausschussmitglied gemäß § 20 Abs. 1 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes von der Mitwirkung ausgeschlossen ist, oder hält sich ein Aus-
schussmitglied für ausgeschlossen oder besteht gegenüber einem Ausschussmit-
glied die Besorgnis der Befangenheit, so entscheidet der Prüfungsausschuss ent-
sprechend § 20 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes über den Ausschluss. 
 
(6) Die Mitglieder der Ausschüsse sind zur Teilnahme an den Ausschusssitzungen 
verpflichtet. Kann ein Ausschussmitglied seine Aufgaben nicht wahrnehmen, be-
stimmt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses einen Vertreter. Die Auf-
gaben der Schulleiterin oder des Schulleiters nimmt im Verhinderungsfall die Stellver-
treterin oder der Stellvertreter wahr. 
 
(7) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn drei Viertel seiner Mitglieder an-
wesend sind. Die Fachausschüsse sind beschlussfähig, wenn alle stimmberechtigten 
Mitglieder anwesend sind. Die Ausschüsse beschließen mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden 
den Ausschlag. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 
 
 

§ 40 

Zurückstellung 

 

(1) In Ausnahmefällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen wegen 
Krankheit im letzten Semester, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung bis zur nächsten Fachschulprüfung 
gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist bis spätestens zwei Wochen vor 
Beginn der Fachschulprüfung bei der Schulleiterin oder dem Schulleiter einzureichen. 
 
(2) Wer von der Fachschulprüfung zurückgestellt wird, hat die letzte Semesterstufe 
zu wiederholen. Alle Semesterleistungen sind erneut zu erbringen. 
 
 

§ 80 

Zurückstellung 

 

(1) In Ausnahmefällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen wegen 
Krankheit in den beiden letzten Halbjahren des Zusatzunterrichts, kann die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung bis zur 



nächsten Zusatzprüfung gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist bis spä-
testens zwei Wochen vor Beginn der Zusatzprüfung bei der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter einzureichen. 
 
(2) Wer von der Zusatzprüfung zurückgestellt wird, hat die letzten beiden Halbjahre 
des Zusatzunterrichts zu wiederholen. Alle im Wiederholungszeitraum geforderten 
Leistungen sind erneut zu erbringen. 
 

 

Verordnung über die Studiengänge an den staatlichen 

Fachschulen für Heilpädagogik im Land Berlin 

(Heilpädagogikverordnung - HeilpädVO) 

Vom 2. Februar 2015  

 

§ 30 

Zeitpunkt der Abschlussprüfung und Zulassung 

 

(1) Die Abschlussprüfung wird am Ende des letzten Semesters durchgeführt. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter legt die Termine der einzelnen Prüfungen fest und 
gibt sie den Studierenden spätestens acht Wochen vor dem Beginn der ersten Prü-
fung bekannt. 
 
(2) Die Entscheidung über die Zulassung trifft die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses spätestens fünf Unterrichtstage vor Beginn der Abschlussprüfung. Zur 
Abschlussprüfung wird zugelassen, wer 
 
1. in jedem Semester in jedem Fach an mindestens 70 Prozent des erteilten Pflicht-

unterrichts teilgenommen hat, 
2. im Vollzeitstudium die fachpraktische Ausbildung erfolgreich abgeschlossen hat, 
3. in jedem Fach, das in weniger als drei Semestern unterrichtet wurde, in jedem 

Semester eine Semesternote erhalten hat, 
4. in jedem Fach, das in mindestens drei Semestern unterrichtet wurde, in nicht 

mehr als einem Semester keine Semesternote erhalten hat und 
5. nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die Abschlussprüfung be-

stehen zu können. 
 
(3) Für die Zulassung zur Abschlussprüfung im Teilzeitstudium ist darüber hinaus der 
Nachweis der fachpraktischen Tätigkeiten durch die Beurteilung der Beschäftigungs-
stelle gemäß § 28 Satz 2 zu erbringen. Kann die Beurteilung aus Gründen, die von 
der oder dem Studierenden nicht zu vertreten sind, nicht rechtzeitig vorgelegt wer-
den, erfolgt die Zulassung zur Abschlussprüfung unter dem Vorbehalt des Widerrufs. 
Die Zulassung zur Abschlussprüfung ist zu widerrufen, wenn 
 
1. die Beurteilung nicht spätestens am letzten Unterrichtstag vor der Durchführung 

der Schlusskonferenz ( § 48 Absatz 1 ) nachgereicht oder 
2. durch die nachgereichte Beurteilung der Nachweis über die geforderten fachprak-

tischen Tätigkeiten nicht erbracht 
 



wurde. In begründeten Einzelfällen kann die Schulaufsichtsbehörde andere geeig-
nete Nachweise für die geleisteten fachpraktischen Tätigkeiten anerkennen. Mit dem 
Widerruf gilt die oder der Betroffene als nicht zur Abschlussprüfung zugelassen; alle 
erzielten Prüfungsergebnisse sind nichtig. 
 
(4) Erfüllt die oder der Studierende nur die Voraussetzung des Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 nicht, so entscheidet abweichend von Absatz 2 Satz 1 der Prüfungsausschuss 
darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft und der im 
Studium erbrachten Leistungsnachweise erwartet werden kann, dass die oder der 
Studierende trotz der Unterrichtsversäumnisse die Prüfung erfolgreich abschließen 
wird und deshalb zur Prüfung zugelassen werden kann. Die Entscheidungsgründe 
sind zu protokollieren. 
 
(5) Wird die oder der Studierende nicht zur Abschlussprüfung zugelassen, gilt die Ab-
schlussprüfung als nicht bestanden. Die Nichtzulassung und das Nichtbestehen sind 
den Betroffenen schriftlich bekannt zu geben. § 49 Absatz 1 und 3 gilt entsprechend. 
 
(6) In begründeten Einzelfällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen 
im letzten Semester, die die oder der Studierende nicht zu vertreten hat, kann die o-
der der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung 
von der Abschlussprüfung gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begrün-
dung. Wer von der Abschlussprüfung zurückgestellt wurde, hat das letzte Semester 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu wiederholen; § 12 bleibt unberührt. Im Wiederho-
lungssemester sind alle Leistungen neu zu erbringen. 
 

 

Verordnung über die Studiengänge  

an den staatlichen Fachschulen der  

Fachbereiche Technik, Agrarwirtschaft  

und Wirtschaft des Landes Berlin  

(Fachschulverordnung Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft)  

Vom 30. April 2014  

 
§ 14 

Zeitpunkt der Abschlussprüfung und Zulassung 
 
(1) Die Abschlussprüfung wird am Ende des letzten Semesters durchgeführt. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter legt die Termine der einzelnen Prüfungen fest und 
gibt sie den Studierenden spätestens acht Wochen vor dem Beginn der ersten Prü-
fung bekannt. 
 
(2) Die Entscheidung über die Zulassung trifft die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses spätestens fünf Unterrichtstage vor Beginn der Abschlussprüfung. Zur 
Abschlussprüfung wird zugelassen, wer 
 

1. in jedem Semester in jedem Fach an mindestens 70 Prozent des erteilten 
Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 

2. in jedem Semester im fachrichtungsübergreifenden und fachrichtungsbezoge-
nen Lernbereich jeweils einen Notendurchschnitt von mindestens 4,4 erzielt 
hat, 



3. am Ende jeden Semesters in jedem Sperrfach mindestens die Semesternote 
„ausreichend“ erzielt hat, 

4. im Verlauf des Studiums in keinem Fach die Semesternote „ungenügend“ er-
halten hat, 

5. im Verlauf des Studiums bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als insgesamt 
zwei Fächern jeweils höchstens einmal keine Semesternote erhalten hat und 

6. nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die Abschlussprüfung 
bestehen zu können. 

 
Abweichend von Satz 2 Nummer 5 muss für Fächer, die im Verlauf des Studiums in 
nur einem Semester unterrichtet werden, für die Zulassung eine Semesternote nach-
gewiesen werden. 
 
(3) Erfüllt die oder der Studierende nur die Voraussetzung des Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 nicht, so entscheidet abweichend von Absatz 2 Satz 1 der Prüfungsausschuss 
darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft und der im 
Studium erbrachten Leistungsnachweise erwartet werden kann, dass die oder der 
Studierende trotz der Unterrichtsversäumnisse die Prüfung erfolgreich abschließen 
wird und deshalb zur Prüfung zugelassen werden kann. Die Entscheidungsgründe 
sind zu protokollieren. 
 
(4) Wird die oder der Studierende nicht zur Abschlussprüfung zugelassen, gilt die Ab-
schlussprüfung als nicht bestanden. Die Nichtzulassung und das Nichtbestehen sind 
den Betroffenen schriftlich bekannt zu geben. § 28 gilt entsprechend. 
 
(5) Studierende, die nach § 4 Absatz 5 Berufstätigkeiten während der Dauer des Stu-
diums ableisten, werden nur zugelassen, wenn sie spätestens am ersten Unterrichts-
tag des Prüfungssemesters durch Vorlage eines Arbeitszeugnisses, das Art, Umfang 
und Dauer der Berufstätigkeiten ausweist, nachweisen, dass sie die Berufstätigkeiten 
in der geforderten Art und Dauer vor Beginn des Prüfungssemesters erbracht haben. 
Wird der Nachweis nicht rechtzeitig erbracht, endet das Schulverhältnis mit Ablauf 
des ersten Unterrichtstages des Prüfungssemesters. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter hat dies den Betroffenen unverzüglich schriftlich bekanntzugeben. In Fäl-
len, in denen die Betroffenen unverzüglich nachweisen, aus von ihnen nicht zu ver-
tretenden Gründen an der rechtzeitigen Vorlage des Arbeitszeugnisses gehindert ge-
wesen zu sein, und sie durch Nachreichen des Arbeitszeugnisses oder in anderer 
geeigneter Form nachweisen, dass sie die Berufstätigkeiten in der geforderten Art 
und Dauer vor Beginn des Prüfungssemesters erbracht hatten, besteht das Schulver-
hältnis fort und ist am Ende des Prüfungssemesters über die Zulassung zur Ab-
schlussprüfung zu entscheiden. 
 
(6) In begründeten Einzelfällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen 
im letzten Semester, die die oder der Studierende nicht zu vertreten hat, kann die o-
der der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung 
von der Abschlussprüfung gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begrün-
dung. Wer von der Abschlussprüfung zurückgestellt wurde, hat das letzte Semester 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu wiederholen; § 9 bleibt unberührt. Im Wiederho-
lungssemester sind alle Leistungen neu zu erbringen. 

  



 
(7) Die Zulassung zur vorgezogenen Präsentationsprüfung (§ 15 Absatz 1 Satz 4) 
setzt voraus, dass nicht bereits feststeht, dass die oder der Studierende das Semes-
ter in dem die vorgezogene Prüfung stattfindet, wiederholen wird. 


